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Abstract
Based on a representative data set of more than 36 000 original tax report
extracts, we develop a microsimulation model that calculates the �scal impact
of changes in the area of tax deductible work-related expenses, in particular
expenses for travelling from private home to the place of work, in Germany.
The new model allows a more accurate estimation of the �scal impact of
changes in the German income tax law than previously possible and thus
facilitates an informed evaluation of tax policy options.

Zusammenfassung
Die vorliegende Arbeit dokumentiert ein neues Mikrosimulationsmodell für
Werbungskosten, das im Auftrag des Bundesministeriums der Finanzen ent-
wickelt wurde und das einige Schwierigkeiten bisheriger Werbungskosten-
modelle durch Einsatz moderner statistischer Verfahren überwindet. Das
neue Modell erweist sich als �exibles, leicht zu handhabendes Instrument
zur Quanti�zierung der kurzfristigen Aufkommens- und Verteilungswirkun-
gen von Steuerreformen. Wir wenden es zur Analyse der E�ekte wichtiger Än-
derungen des Einkommensteuergesetzes ab 1. Januar 2007 sowie einer Reihe
von Alternativvorschlägen für die Abzugsfähigkeit von Werbungskosten an.

JEL Classi�cations: C8, H24
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1 Einführung
1.1 Ausgangslage
Die Ausgestaltung der steuerlichen Berücksichtigung von Werbungskosten ist
gegenwärtig ein Streitpunkt in der politischen Diskussion. Die entsprechen-
den Regelungen des Einkommensteuergesetzes werden immer wieder disku-
tiert und auch geändert. Die Wirkungen einiger aktueller Reformvorschläge
werden wir im Abschnitt 3 untersuchen. In diesem Zusammenhang sind be-
sonders auch die Aufkommense�ekte interessant. In der Vergangenheit ha-
ben sich Schätzungen der Aufkommenswirkungen der Entfernungspauschale
oft dramatisch unterschieden. Für das Jahr 2005 schätzte beispielsweise die
European Environment Agency das auf die Entfernungspauschale zurückzu-
führende Aufkommen auf 4,8 Milliarden ¤, das Institute for European Envi-
ronmental Policy erhielt für dieselbe Gröÿe mehr als 5,8 Milliarden ¤ (siehe
European Environment Agency, 2007; IEEP et al, 2007). Solche extremen
Di�erenzen sind nicht zufriedenstellend.

1.2 Probleme der Modellierung
Politische Entscheidungsträger wünschen ein Prognoseinstrument, um sowohl
die �skalischen E�ekte von Reformvorschlägen zu quanti�zieren als auch die
Zahl der durch Reformvorschläge gegenüber dem Status quo besser bzw.
schlechter gestellten Steuerp�ichtigen zu ermitteln. Bei der Erstellung von
Werbungskostenmodellen erweist sich jedoch die Datengrundlage als proble-
matisch. Im Rahmen der Steuererklärung machen nämlich viele Steuerp�ich-
tige keine Angaben zu Wegen zwischen Wohnung und Arbeitsstätte, wenn
sie absehen können, dass die Werbungskostenpauschale nicht erreicht wird.
Auch fehlen in diesen Fällen meist Angaben zu weiteren abzugsfähigen, ein-
zeln nachgewiesenen Ausgaben wie Arbeitskleidung, Fachliteratur oder Bei-
träge zu Berufsverbänden. Die Berechnung der individuellen Steuerlast für
diese �bequemen� Steuerp�ichtigen ist dann zwar korrekt, da die Werbungs-
kostenpauschale Anwendung �ndet. Allerdings sind die amtlichen Daten der
Steuerstatistik für die Zwecke der Modellierung insbesondere dann unzurei-
chend, wenn eine Absenkung der Pauschale diskutiert wird, da dann ein
wesentlicher Teil dieser Steuerp�ichtigen Werbungskosten oberhalb der ge-
senkten Pauschale geltend machen könnte. So ergab die Pendlerstatistik aus
dem Mikrozensus 2004, dass etwa 28,8 Mio. Steuerp�ichtige zur Arbeit pen-
deln, eine Sonderauswertung aus der Einkommensteuerstatistik 2001 ergab
jedoch nur 15,6 Mio. Steuerp�ichtige mit Angaben zu Werbungskosten. Diese
Diskrepanz veranlasste das BMF, die bisher verwendete Praxis der Berech-
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nung auf Basis der vorhandenen Daten aus der Einkommensteuerstatistik
um neue Ansätze zu erweitern. Zur Korrektur der Einkommensteuerstatistik
verwendete das BMF zunächst auf langjähriger Erfahrung der Experten im
Ministerium basierende, pauschale Annahmen über die Verteilung der nicht
erfassten Werbungskosten und konnte so die Prognosequalität der verwende-
ten Modelle steigern. Auf der Suche nach Alternativen zu diesem immer noch
nicht zufriedenstellenden Ansatz wurde das BMF auf Arbeiten der Verfasser
aufmerksam, die Verfahren der Datenfusion zur Verbesserung von Mikrosimu-
lationsmodellen zur Steuersimulation nutzten (siehe Buck, 2006; Wagenhals
und Buck, 2007).

1.3 Ein neues Modell
Die Autoren wurden vom BMF mit der Entwicklung eines verbesserten Wer-
bungskostenmodells auf Basis dieser Verfahren beauftragt. Oberstes Ziel der
Modellentwicklung war hierbei, ein einfach zu bedienendes Rechenmodell
zu implementieren, das ohne nennenswerte Antwortzeiten und ohne groÿen
Rechenaufwand ausreichend präzise Ergebnisse liefert. Dadurch sollte ein
schnelles Testen und Vergleichen verschiedener Reformvorschläge ermöglicht
werden. Bei der Modellierung wurde auf die Integration von Reaktionen des
Arbeitsangebots verzichtet. Die Auswirkung von Änderungen im Werbungs-
kostenbereich auf das resultierende Nettoeinkommen sind nämlich zu gering,
um nennenswerte Änderungen des Arbeitsangebots zu induzieren. Eine bei-
spielhafte Modellierung einiger Reformvorschläge mit dem Mikrosimulations-
modell GMOD und einem kombinierten Arbeitsangebotsmodell ergab keine
ökonomisch oder statistisch signi�kante Änderung des Arbeitsangebots.

Die Autoren konnten die geforderte einfache Bedienung und schnelle Ant-
wortzeit durch ein zweistu�ges Vorgehen bei der Modellierung erreichen: In
einem ersten Schritt wurde mit rechenaufwändigen Verfahren der Stichpro-
bengewinnung und Datenfusion ein repräsentativer Mikrodatenbestand aus
über 36 000 Steuerfällen mit allen benötigten Informationen zur Berechnung
von Änderungen im Werbungskostenrecht erzeugt. Diese Datenbasis bildet
die Grundlage zur Berechnung der Wirkungen von Reformvorschlägen, die
in einem zweiten Schritt technisch realisiert wurde. Hierzu wurde ein �stand-
alone� lau�ähiges Rechenmodell auf Basis der Software Microsoft Excel R©
implementiert, das die Auswirkung von Reformvorschlägen ohne wahrnehm-
bare Antwortzeit berechnet und übersichtlich darstellt.
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2 Modellbeschreibung
2.1 Generierung der Datenbasis
2.1.1 Stichprobenziehung
Um Ausgangsdaten für unser Modell zu gewinnen, führte das Statistische
Bundesamt eine Sonderauswertung der Einkommensteuerstatistik 2002 durch.
Aus dem gesamten Bestand aller Steuerfälle zog das Statistische Bundes-
amt gemäÿ der dort üblichen Schichtungsverfahren (geschichtet nach dem
Gesamtbetrag der Einkünfte) eine 10-Prozent-Stichprobe, die um personen-
bezogene Daten bereinigt wurde, um den Anforderungen des Datenschutzes
gerecht zu werden. In der Schichtung werden die Ränder der Einkommens-
verteilung mit einer überproportionalen Auswahlwahrscheinlichkeit berück-
sichtigt. Dieser Datenbestand wies immer noch über 3 Millionen Datensätze
auf, was für die geforderte Eigenschaft des späteren Modells (schnelle Ant-
wortzeiten und auf Standard-Software lau�ähig) deutlich zu viel war. Daher
wurde aus dieser Stichprobe erneut eine 1-Prozent-Zufallsstichprobe gezogen,
welche über 36 000 Datensätze enthält. Nach dem gleichen Verfahren wurden
50 weitere Stichproben gezogen und die wichtigsten Verteilungsgröÿen ver-
glichen. Die Abweichung innerhalb der Stichproben war sehr klein, so dass
davon ausgegangen werden kann, dass die Stichprobe den Gesamtbestand
ausreichend genau abbildet. Zur Plausibilisierung dieser Vermutung wurden
vom Statistischen Bundesamt wichtige Verteilungsgröÿen aus dem gesamten
Datenbestand ermittelt. Ein Vergleich mit der von den Autoren verwende-
ten Stichprobe (die einer 0,1-Prozent-Stichprobe aus dem Gesamtbestand
entspricht) ergab nur sehr kleine Abweichungen (siehe Tabelle 1).

2.1.2 Ergänzung der fehlenden Daten
Methodik. In der Vergangenheit wurden immer wieder Versuche unter-
nommen, bei Steuersimulationsmodellen die fehlenden Angaben im Wer-
bungskostenbereich zu ergänzen. Spahn et al. (1992) beschreiben die in der
Bundesrepublik seit Anfang der 1990er Jahre verwendeten Matching Verfah-
ren im Einzelnen. Heutzutage sind regressionsbasierte Techniken des Daten-
mergings in Steuer-Transfer-Mikrosimulationsmodellen für die Bundesrepu-
blik Deutschland verbreitet. Das Potsdamer Modell und das STSM sind zwei
sehr gut dokumentierte Beispiele (siehe Bork, 2000; Steiner et al., 2005, Seite
21 �.).

Diese Verfahren weisen jedoch einige Nachteile auf (vgl. Buck, 2006, Seite
10 �.). Daher wurden von den Autoren erstmalig für das Steuer-Transfer-
Mikrosimulationsmodell GMOD modernere Verfahren der Datenfusion ange-
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Modelldaten Originaldaten
Grundtabelle Zu versteuerndes 1. Quartil 7 851 ¤ 8 246 ¤

Einkommen Median 18 333 ¤ 18 188 ¤
3. Quartil 26 975 ¤ 26 827 ¤
arithm. Mittel 20 423 ¤ 20 740 ¤

Grenzsteuersatz 1. Quartil 16,0 % 16,5 %
(Tarif 2006) Median 26,9 % 26,8 %

3. Quartil 31,1 % 30,9 %
arithm. Mittel 22,3 % 22,4 %

Splittingtabelle Zu versteuerndes 1. Quartil 19 302 ¤ 19 046 ¤
Einkommen Median 32 763 ¤ 32 495 ¤

3. Quartil 49 087 ¤ 48 600 ¤
arithm. Mittel 39 206 ¤ 39 602 ¤

Grenzsteuersatz 1. Quartil 19,3 % 18,9 %
(Tarif 2006) Median 26,0 % 26,0 %

3. Quartil 29,9 % 29,7 %
arithm. Mittel 22,8 % 22,7 %

Quelle: BMF, Stat. Bundesamt, eigene Berechnungen.

Tabelle 1: Vergleich wichtiger Verteilungsgröÿen in den verwendeten Modell- und
Originaldaten

wandt (siehe Buck, 2006; Wagenhals und Buck, 2006, 2007). Dieser Ansatz
wurde inzwischen von anderen Autoren übernommen, z. B. im Rahmen des
FiFoSim-Steuermodells (siehe Peichl und Schaefer, 2006).

Auÿerhalb Deutschlands ist den Autoren keine direkt vergleichbare An-
wendung solcher Methoden bekannt. Dies liegt vermutlich daran, dass die Da-
tenlage für Mikrosimulationsmodelle in den meisten Industrieländern deut-
lich günstiger ist. Dies gilt insbesondere für Groÿbritannien und die USA.

Zur Ergänzung des in unserem Fall vorliegenden Datenbestandes kamen
Propensity-Score-Matching-Algorithmen zum Einsatz. Es handelt sich hier-
bei um eine Datenfusion �mit Zurücklegen�. Die Algorithmen weisen den
groÿen Vorteil auf, dass implizit eine Gewichtung der Ein�ussfaktoren über
eine Probit-Schätzung erfolgt (siehe Buck, 2006; Caliendo und Kopeinig,
2008). Als gemeinsame Variablen wurden die wenigen vorhandenen sozio-
demographischen Merkmale wie Geschlecht, Alter und Region sowie insbe-
sondere auch die Angaben zum Einkommen aus nichtselbständiger Tätigkeit
verwendet.

Datenergänzung. Zur Ergänzung fehlender Angaben zu Fahrten zwischen
Wohnung und Arbeitsstätte bei Steuerp�ichtigen, die keine Angaben zu Fahr-
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ten zwischenWohnung und Arbeitsstätte machen, wurde das Sozio-oekonomische
Panel (SOEP) als Datenquelle (siehe Wagner et al., 2007) genutzt. Es wur-
den nur Datensätze aus dem SOEP zur Datenfusion verwendet, bei denen
die Entfernung zwischen Wohnung und Arbeitsstätte maximal 10 km be-
trägt. Hintergrund ist, dass der Pauschbetrag bei der damaligen Rechtslage
bereits ab etwa 13 km Entfernung ausgeschöpft wurde. Eine Analyse der
amtlichen Daten ergab, dass die Entfernungspauschale in der Regel etwa 70
bis 75 Prozent der gesamten Werbungskosten ausmachte. Daher war anzu-
nehmen, dass Steuerp�ichtige ab einer Entfernung von 11 km in der Regel
Angaben über die Entfernung machten, da sie mit geringen anderen nach-
gewiesenen Werbungskosten bereits steuerlich besser gestellt waren als bei
Geltendmachung der Pauschale. Bei Einzelveranlagung wurde für die An-
zahl der Tage der Median aus den amtlichen Angaben verwendet, der bei
221 Tagen liegt. Analog wurde bei gemeinsamer Veranlagung vorgegangen.
Die entsprechenden Werte liegen bei 223 Tagen (Männer) bzw. 220 Tagen
(Frauen). Hier wird insoweit vereinfacht, als keine spezielle Unterscheidung
zwischen ganzjähriger und saisonaler Beschäftigung gemacht wird.

Bei Steuerfällen, welche die Pauschale in Ansatz gebracht hatten, wur-
de eine weitere Korrektur im Bereich der weiteren, einzeln nachgewiesenen
Werbungskosten (also alle Werbungskosten auÿer der �Pendlerpauschale�)
durchgeführt. Bei solchen Steuerfällen kann davon ausgegangen werden, dass
sich diese Steuerp�ichtigen nicht die Mühe machen, verschiedene Einzelbe-
lege (z.B. Fachliteratur, Beiträge zu Berufsverbänden, Arbeitskleidung) mit
der Steuererklärung einzureichen. Dies betri�t einerseits all die Steuerp�ich-
tigen, die überhaupt keine Angaben zu Werbungskosten machen. Anderer-
seits ist aber davon auszugehen, dass es einige Tatbestände gibt, die sehr
wenig Mühe bei der Anfertigung der Steuererklärung erfordern und daher
möglicherweise von einigen Steuerp�ichtigen geltend gemacht werden, ohne
jedoch alle Möglichkeiten des Werbungskostennachweises auszuschöpfen. So
wurde eine Grenze von 200 ¤ gewählt, um diese �bequemen� Steuerp�ichti-
gen auch in die Datenergänzung aufzunehmen. Im Rahmen einer Datenfusion
erfolgte nun die Ergänzung von Angaben zu den nachgewiesenen Werbungs-
kosten. Als Quelldaten wurden die Angaben zu weiteren Werbungskosten sol-
cher Steuerfälle aus der Einkommensteuerstatistik verwendet, die insgesamt
Werbungskosten oberhalb der Pauschale geltend machen, deren weitere Wer-
bungskosten jedoch 400 ¤ nicht überschritten. Diese Höchstgrenze schlieÿt
aus, dass Steuerp�ichtige mit auÿerordentlich hohen weiteren Werbungskos-
ten zur Fusion herangezogen werden, weil davon auszugehen ist, dass Steuer-
p�ichtige mit so hohen einzeln nachgewiesenen Werbungskosten diese immer
angeben, weil sie schon bei sehr geringer Entfernung zwischen Wohnung und
Arbeitsstätte insgesamt Werbungskosten oberhalb der Pauschale in Ansatz
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bringen konnten. Bei Anwendung der Splittingtabelle wurde dieses Vorgehen
modi�ziert, um Personen ohne Bruttolohn berücksichtigen zu können. Nicht
oder nur geringfügig erwerbstätige Ehepartner wurden dadurch weitestge-
hend eliminiert, indem nur bei Personen mit Bruttoeinkünften über 1 000 ¤
p. a. eine Ergänzung durchgeführt wurde.

In�ationsbereinigung. Da die Daten aus dem Jahr 2002 stammen, die
Modellierung aber 2006 als Basis verwendet, wurden die Beträge zu einzeln
nachgewiesenen Werbungskosten auf Basis der Preisindizes des Statistischen
Bundesamtes sowie die Höhe des zu versteuernden Einkommens auf Basis
der durchschnittlichen Einkommensentwicklung angepasst. Hier wurde ver-
einfacht angenommen, dass die Struktur der Erwerbstätigkeit konstant blieb.
Nach Aussagen von Praktikern in der Finanzverwaltung sind die durch struk-
turelle Anpassungen (z. B. Veränderung der Zahl der Erwerbstätigen, unter-
schiedliche Einkommensentwicklung in verschiedenen Branchen) jedoch un-
wesentlich für das Gesamtergebnis.

Berechnung der Grenzsteuersätze. Auf Basis des in�ationierten zu ver-
steuernden Einkommens erfolgte die Berechnung der individuellen Grenz-
steuersätze. Hierzu fand die erste Ableitung der Tari�unktion (� 32a EStG)
für den Veranlagungszeitraum 2006 Anwendung.

Ergebnis der Datenaufbereitung. Als Endergebnis dieses ersten Schrit-
tes in der Modellentwicklung ergibt sich ein repräsentativer Mikrodatenbe-
stand mit über 36 000 einzelnen Datensätzen. Jeder dieser Datensätze enthält
insbesondere Angaben zu

• Veranlagungsart,

• Entfernung zwischen Wohnung und Arbeitsstätte,

• Zahl der Tage, an denen der Weg zur Arbeit zurück gelegt wird,

• nachgewiesene Werbungskosten,

• zu versteuerndes Einkommen und

• Grenzsteuersatz.
Die Generierung dieses Mikrodatenbestandes war relativ rechenaufwendig
und erfolgte mit leistungsfähigen Rechnern unter Verwendung des Software-
pakets Stata R©. Der Datensatz ist noch ausreichend klein, um im Rahmen
einer Tabellenkalkulation im eigentlichen Rechenmodell verarbeitet zu wer-
den.
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2.2 Implementierung des Rechenmodells
In einem zweiten Schritt wurde unter Verwendung des Datenbestandes das ei-
gentliche Rechenmodell als Anwendung in der weit verbreiteten Tabellenkal-
kulation Microsoft Excel R© realisiert. Dabei �nden der gesamte repräsentati-
ve Mikrodatenbestand mit über 36 000 Einzeldatensätzen auf einem einzigen
Tabellenblatt Platz, die Berechnungen erfolgen auch auf diesem Tabellen-
blatt. Der Benutzer verwendet eine sehr einfache Eingabemaske auf einem
anderen Tabellenblatt, wo er die wichtigsten Parameter (Werbungskosten-
pauschbetrag, Entfernungspauschale je Kilometer in verschiedenen Stufen,
ÖPNV-Nachweisgrenze) eingeben kann. Auf dem gleichen Blatt werden so-
fort nach der Eingabe die Ergebnisse dargestellt, so dass ein Ausprobieren
verschiedener Parameter möglich ist. Zudem ermöglicht das Modell die par-
allele Darstellung von bis zu drei unterschiedlichen Szenarien bzw. Reform-
vorschlägen.

Zur Simulation der Aufkommenswirkungen wird im Rechenmodell zu-
nächst für jeden Datensatz ermittelt, in welchem Maÿe sich durch die Än-
derungen die Bemessungsgrundlage ändert. Hierzu erfolgt für jedes Szenario
jeweils eine Berechnung der theoretischen Werbungskosten auf Basis der hin-
terlegten Daten für Wege zur Arbeitsstätte, Arbeitstage und einzeln nach-
gewiesenen Werbungskosten. Liegen diese unter der angegebenen Pauschale,
dann wird die Pauschale verwendet. Die theoretischen Werbungskosten der
einzelnen Szenarien werden dann mit den tatsächlichen Werbungskosten im
Datensatz verglichen. Implizit erfolgt hier die Annahme, dass sich der Grenz-
steuersatz durch die unterschiedlichen Werbungskostenansätze nicht ändert.
Diese vereinfachende Annahme ist jedoch insofern plausibel, als sich die Än-
derungen des zu versteuernden Einkommens pro Datensatz insgesamt in sehr
kleinem Umfang bewegen, so dass es durch die unterschiedliche Berücksich-
tigung von Werbungskosten nur in den seltensten Fällen zu dramatischen
Sprüngen der Grenzsteuersätze kommen wird.

Von einer Implementierung einer erneuten Berechnung der Grenzsteuer-
sätze auf Basis einer eventuell geringfügig geänderten Bemessungsgrundlage
wurde im Rechenmodell mit Blick auf die Ausführungsgeschwindigkeit ab-
gesehen, da die hierfür benötigte Berechnung bei einem durchschnittlichen
Arbeitsplatzrechner zu deutlich merkbaren Verzögerungen geführt hätte.

Über die Gewichtungsfaktoren der einzelnen Datensätze wird dann die ge-
samte Aufkommenswirkung berechnet und auf dem Ein-/Ausgabeblatt über-
sichtlich dargestellt. Analog hierzu erfolgt die Berechnung der Anzahl der
�Gewinner� bzw. �Verlierer� der Reformvorschläge. Hierzu wird auch durch
einen Vergleich der Werbungskostenhöhe zwischen Status quo und Reform-
vorschlägen auf Basis der gewichteten Einzeldatensätze berechnet, wie viele
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Steuerp�ichtige im jeweiligen Szenario besser bzw. schlechter gestellt würden.

3 Ergebnisse
In diesem Abschnitt stellen wir einige Anwendungsbeispiele für unser Modell
vor.

3.1 Rechtslage
Seit dem Einkommensteuergesetz 1920 gehören Aufwendungen für Fahrten
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte zu den Werbungskosten. Am 1. Janu-
ar 2001 wurde im Rahmen der Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit (�19
EStG) eine Entfernungspauschale eingeführt. Von 2004 bis 2006 betrug die-
se Entfernungspauschale unabhängig vom gewählten Verkehrsmittel für die
kürzeste verkehrsgünstige Entfernung zwischen Wohnung und Arbeitsstätte
für jeden Arbeitstag, an dem der Arbeitnehmer die Arbeitsstätte aufsuchte,
30 Cent je Kilometer, maximal 4 500 ¤ jährlich. Ein höherer Betrag konnte
angesetzt werden, wenn der Arbeitnehmer einen eigenen oder ihm zur Nut-
zung überlassenen Pkw benutzte. Mit einer seit 1. Januar 2007 geltenden
Neuregelung betrachtet der Gesetzgeber Aufwendungen des Arbeitnehmers
für die Wege zwischen Wohnung und regelmäÿiger Arbeitsstätte nicht mehr
als Werbungskosten (�9 Abs. 2 EStG in der Fassung des Steueränderungs-
gesetzes vom 19. Juli 2006). Zur Abgeltung erhöhter Aufwendungen für die
Wege zwischen Wohnung und regelmäÿiger Arbeitsstätte kann jedoch ab dem
21. Entfernungskilometer für jeden vollen Kilometer der Entfernung eine Ent-
fernungspauschale von 30 Cent wie Werbungskosten angesetzt werden.

Die Verfassungsmäÿigkeit der Vorschrift des �9 Abs. 2 EStG in der Fas-
sung des Steueränderungsgesetzes vom 19. Juli 2006 ist heftig umstritten. So
halten das Niedersächsische Finanzgericht (Beschluss vom 27. Februar 2007,
8 K 549/06,) und das Finanzgericht des Saarlandes (Beschluss vom 22. März
2007, 2 K 2442/06) die Regelung, nach der die Aufwendungen für Fahrten
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte nicht mehr als Werbungskosten quali-
�ziert werden, für verfassungswidrig und holten daher nach Art. 100 Abs. 1
Satz 1 GG i.V.m. �80 BVerfGG die Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts ein (dort anhängig unter Aktenzeichen 2 BvL 1/07 und 2 BvL 2/07).
Auch für den Bundes�nanzhof �ist ernstlich zweifelhaft, ob das ab 2007 gel-
tende Abzugsverbot des �9 Abs. 2 EStG betre�end Aufwendungen für Wege
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte verfassungsgemäÿ ist� (Bundes�nanz-
hof, 2007, Seite 1). Eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts über
die Verfassungsmäÿigkeit des Abzugsverbots wird noch für das Jahr 2008
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erwartet.

3.2 Simulationsergebnisse
Angesichts dieser Diskussionslage ist es nicht überraschend, dass viele Vor-
schläge zur Reform des �9 Abs. 2 EStG vorgelegt wurden. Unser Modell liefert
ein �exibles, leicht zu handhabendes Werkzeug um die Konsequenzen solcher
Reformvorschläge zu beurteilen. So zeigt sich beispielsweise, dass durch die
Neuregelung vom 1. Januar 2007 im Vergleich zum alten Rechtsstand rund
11,2 Millionen Steuerp�ichtige schlechter gestellt wurden. Aber auch eine
erneute Reform der Entfernungspauschale kennt möglicherweise Verlierer.

3.2.1 Aufkommensneutrale Reformen
Nehmen wir zunächst an, dass die Entfernungspauschale 25 Cent ab dem ers-
ten Kilometer betragen soll. Bei Aufkommensneutralität und Finanzierung
über eine Absenkung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags (�9a Satz 1 Nr. 1a
EStG) müsste dieser von gegenwärtig 920 ¤ auf 600 ¤ fallen. Durch diese
Neuregelung würden zwar 9,9 Millionen Steuerzahler entlastet, aber 18,6 Mil-
lionen zusätzlich belastet.

Sollte die Entfernungspauschale 20 Cent ab dem ersten Kilometer betra-
gen, dann müsste bei Aufkommensneutralität die Entfernungspauschale auf
780 ¤ sinken und das Verhältnis von Gewinnern zu Verlierern �ele noch un-
günstiger aus: 7,9 Millionen Gewinnern stünden dann 20,6 Millionen Verlierer
gegenüber. Die hohe Zahl von Verlierern ist dadurch zu erklären, dass für sehr
viele Arbeitnehmer die Senkung des Pauschbetrags wie eine Steuererhöhung
wirkt, weil sie keine oder nur sehr geringe Werbungskosten haben.

Erst bei einer Entfernungspauschale von 15 Cent ab dem ersten Kilome-
ter sind mehr Gewinner als Verlierer festzustellen. Manche Beobachter halten
eine Pauschale in dieser Höhe für rechtlich problematisch. Sie meinen, dass
selbst 30 Cent je Kilometer im Vergleich zu den tatsächlichen Kraftfahrzeug-
kosten zu gering seien.

Viele Wirtschaftswissenschaftler, Steuerjuristen und -praktiker befürwor-
ten dagegen eine � zumindest langfristige � Streichung der Entfernungspau-
schale auch über den 21. Entfernungskilometer hinaus (so beispielsweise Ba-
reis, 2004; Bach, 2006; Franz, 2007; Wernsmann, 2007). So kann beispiels-
weise der Arbeitnehmer-Pauschbetrag auf rund 1 400 ¤ erhöht werden. In
diesem Fall stehen acht Millionen Verlierern über zwanzig Millionen Gewin-
ner gegenüber. Begünstigt werden vor allem Arbeitnehmer mit keinen oder
geringen Werbungskosten.
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3.2.2 Nicht aufkommensneutrale Reformen
Verzichtet man auf Aufkommensneutralität durch Variation des Arbeitnehmer-
Pauschbetrags, dann erhalten wir folgende Ergebnisse: Eine Entfernungspau-
schale von 20 Cent ab dem ersten Kilometer führt zu Aufkommensverlusten
in Höhe von 750 Millionen ¤. Fast acht Millionen Gewinnern stehen in die-
sem Fall nun 700 000 Verlierer � vorwiegend Fernpendler � gegenüber. Wenn
der Fiskus auf rund eine Milliarde Euro verzichten würde, dann könnte da-
durch eine Entfernungspauschale von 22 Cent �nanziert werden. Die Zahl der
Verlierer sinkt dann auf etwa 400 000. Der Verzicht auf 1,6 Milliarden Euro
könnte eine Pauschale von 25 Cent �nanzieren. In diesem Fall werden nahezu
zehn Millionen Pendler besser gestellt � bei einer nun sehr geringen Zahl von
Verlierern.

4 Ausblick
Das hier vorgestellte Modell bezieht sich auf die aktuelle Rechtslage. We-
sentliche rechtliche Änderungen machen eine Anpassung der Berechnungs-
logik notwendig. Unter anderem könnten dies Änderungen in den folgenden
Bereichen sein:

• Änderungen der Tari�unktion in � 32 a EStG: Änderungen der Ta-
ri�unktion machen eine Anpassung der Grenzsteuersätze notwendig.
Diese Anpassung ist sehr einfach zu bewerkstelligen.

• Änderung oder Abscha�ung des Ehegattensplittings: Bei Modi�katio-
nen des Ehegattensplittings müsste ggf. eine neue Berechnungslogik in
Datenbasis und Rechenmodell implementiert werden.

• Wesentliche Änderungen der Berechnungslogik für die Entfernungspau-
schale: Derzeit erlaubt das Rechenmodell pro Szenario drei verschie-
dene Kilometer-Sätze. Sollte diese Abstufung nicht mehr ausreichen,
müsste die Logik des Rechenmodells angepasst werden.

• Änderungen der Abzugsfähigkeit weiterer Werbungskosten: Wesentliche
Rechtsänderungen bei der Berücksichtigungsfähigkeit weiterer nachge-
wiesener Werbungskosten würden eine Anpassung der Datenbasis um
die neuen Beträge erforderlich machen.

Darüber hinaus könnte die Genauigkeit des Modells noch leicht erhöht
werden, indem zusätzliche Informationen herangezogen werden, um die In�a-
tionierung der Daten exakter durchzuführen oder um strukturelle Änderun-
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gen der Erwerbstätigkeit zu berücksichtigen. Die Fortschreibung der Stich-
probe könnte sich dabei grundsätzlich an der Vorgehensweise von Bach und
Schulz (2003) orientieren. Auf jeden Fall sollte die Datenbasis des Modells bei
Verfügbarkeit von neueren Daten aktualisiert werden, um sozio-ökonomische
und demographische Änderungen abzubilden.

Auÿerdem wäre es möglich, den Funktionsumfang des Modells um Ver-
haltensanpassungen zu erweitern (sog. �Zweitrundene�ekte�). Zudem könn-
ten weitere Datensätze berücksichtigt werden, insbesondere der Mikrozensus
sowie spezielle Haushaltsbefragungen zum Verkehrsverhalten (so Kloas und
Kuhfeld, 2003). Dies würde jedoch eine umfangreiche Erweiterung des Mo-
dells bedeuten, welche mit einem deutlichen Mehraufwand an Rechenschrit-
ten verbunden wäre.
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